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Donnerstag bis Sonntag, 24. bis 27. Dezember 2015 uneues deutschland

NACHRICHTEN

Hasselfeldt befürchtet
neue »Armutsmigration«
Berlin. Die CSU-Landesgruppen-
vorsitzende im Bundestag, Gerda
Hasselfeldt, will per Gesetz ver-
hindern, dass EU-Bürger in
Deutschland Sozialhilfe bekom-
men. »Nach aktuellen Entschei-
dungen des Bundessozialgerichts
haben EU-Ausländer mit einem
Aufenthalt von mehr als sechs
Monaten Anspruch auf Sozialhil-
fe. »Das kann es nicht sein, das ist
ein neues großes Einfallstor für
Armutsmigration aus osteuro-
päischen Ländern«, sagte Hass-
elfeldt der dpa in Berlin. Sie for-
derte Arbeits- und Sozialminis-
terin Andrea Nahles (SPD) auf,
Gesetzesverschärfungen anzu-
schieben. dpa/nd

Jeder fünfte Erwerbslose
hat ausländischen Pass
Saarbrücken. Jeder fünfte Ar-
beitslose hat nach einer neuen
Studie des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) einen aus-
ländischen Pass. Das entspreche
einer Quote von 21,2 Prozent, be-
richtete die »Saarbrücker Zei-
tung« unter Berufung auf die Un-
tersuchung. Im November waren
demnach rund 560 000 hierzu-
lande lebende Ausländer arbeits-
los gemeldet. Den Angaben nach
erhielten nur wenige von ihnen
Arbeitslosengeld. Von den insge-
samt 4,4 Millionen Hartz-IV-Be-
troffenen im erwerbsfähigen Alter
habe im August habe jeder vierte
eine ausländische Staatsbürger-
schaft gehabt. Bei der Arbeitslo-
sigkeit von Ausländern gibt es dem
Bericht zufolge große regionale
Unterschiede. 86 Prozent der Be-
troffenen (472 000) lebten der
Studie zufolge Mitte des Jahres in
den westdeutschen Bundeslän-
dern. In Ostdeutschland lebten in-
des nur 77 700 von ihnen. epd/nd

Ansturm auf
Bundesasylamt-Jobs
Nürnberg. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge
(BAMF) verzeichnet einen regel-
rechten Ansturm auf die dort neu
geschaffenen Jobs. Insgesamt hät-
ten sich 31 000 Männer und Frau-
en auf die aktuell ausgeschrieben
1000 Asylentscheider- und Ver-
waltungsstellen beworben. Wei-
tere 4000 Kräfte sollen 2016 ein-
gestellt werden, sagte ein Behör-
densprecher am Mittwoch der
dpa. Allein auf die 130 Füh-
rungspositionen, die zum Jahres-
beginn 2016 besetzt werden sol-
len, hätten 5700 Interessenten ih-
re Bewerbungen eingereicht, be-
richtete der Behördensprecher. Bis
zum Jahresende 2016 soll damit
die BAMF-Belegschaft von derzeit
knapp 3300 auf dann 7300 Mit-
arbeiter anwachsen. Die Zahl der
Asylentscheider soll von zur Zeit
600 auf 1700 aufgestockt wer-
den. dpa/nd

Anfragen/Buchung030/2978-1620Inklusive Tropical Garden

ISCHIA 

pro Person im 
Doppelzimmer ab € 718,– 

Die größte Insel im Golf von Neapel

Veranstalter: ts|medialog GmbH, 
Detmolder Str. 78, 33604 Bielefeld

Informationen/Buchung: nd-Leserreisen, Herr Diekert, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin; 
Fax 030/2978-1650 . leserreisen@nd-online.de . www.neues-deutschland.de/leserreisen

Flug ab/bis Berlin/8 Tage/7 x Ü/HP/3*-Hotel 
Bellevue/Transfer Flughafen–Hotel–Flughafen; 1 
x Folkloreabend, Gala Dinner im Hotel, deutsch-
sprachige Gästebetreuung vor Ort, 1 x Eintritts-
karte im Thermalgarten Tropical Garden 

Einzelzimmerzuschlag ab € 115,–

Foto: I. Kohlmetz

   

27.03. – 03.04.2016

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

03.04. – 10.04.2016

ANZEIGE

Erst Rosinen-, dann Atombomber
US-Regierung gab nukleare Ziellisten ihres Luftkommandos im Kalten Krieg frei – sie zeigen
eine kühle Planung des Grauens. Und dass Angela Merkel nicht Kanzlerin geworden wäre

Die George-Washington-Universi-
tät veröffentlichte am Dienstag ei-
ne Studie über die atomare Ziel-
planung der US Air Force in den 50-
er Jahren. Die US-Regierung hat die
Dokumente kürzlich freigegeben.

Von René Heilig

Die ausgewerteten 800 Seiten verän-
dern nicht grundsätzlich die Sicht auf
den Irrsinn des Kalten Krieges. Wohl
aber geben sie einen zusätzlichen Ein-
blick in das politisch gewollte perfide
Denken der US-Generalität. Die Do-
kumente wurden im Jahr 1956 aus-
gearbeitet und nach der US-Erst-
schlagskapazität von 1959 berechnet.
Da es im Kalten Krieg mehrfach

Spitz auf Knopf stand zwischen den
Supermächten, hätte es leicht passie-
ren können, dass es nie eine Kanzle-
rin Angela Merkel gegeben hätte.
Denn zu den mit US-Atombomben zu
belegenden Orten gehörte die Klein-
stand Templin. Hier verbrachte die
heute angeblich mächtigste Frau der
Welt ab 1957 ihre Kindheit. 1961
wurde sie eingeschult. Zwei Jahre zu-
vor stationierte die UdSSR in Vogel-
sang bei Templin für kurze Zeit erst-
mals atomar bestückte Raketen.
Reichweite 1200 Kilometer. Davon
erfuhren die USAwomöglich über den
BND früher etwas als die DDR-Füh-
rung von ihren Verbündeten. Jeden-
falls stand Templin nicht von unge-
fähr auf der US-Erstschlagsliste. Nur
der Ordnung halber sei angemerkt,
dass Merkels Kanzlerschaft ohnehin
entbehrlich gewesen wäre – bei einer
DDR und einer BRD als verstrahlter
Wüste. Die Gefahr bestand, hätten die
USA ihre Zielliste abgearbeitet.
Für die verantwortlich war Gene-

ral Curtis LeMay (1906-1990). Von
seinen gegen Nazi-Deutschland flie-
genden Bomberbesatzungen wurde er
»Iron Ass« (Eisenarsch) genannt. Spä-
ter verknüpfte man seinen Namen mit
derBerliner Luftbrücke. Er schicktedie
sogenannten Rosinenbomber. Sie ver-
sorgten die durch die sowjetische Blo-
ckade eingeschlossenen Bürger West-
berlins mit Lebensmitteln, Kohle und
Zuversicht. Wenige Jahre später war
er bereit, dieselben Menschen, die er
retten half, skrupellos in einem Atom-
krieg zu opfern.
LeMay baute nach dem Zweiten

Weltkrieg das Strategic Air Command
der USA auf. Das SAC mit Haupt-
quartier Offutt Air Force Base in Neb-
raska besaß fast 2000 Bomber ver-
schiedenster Klassen und 800 Tank-
flugzeuge. Bis zu 200 000Militärs und
zivile Techniker gehörten zu LeMays
Kommando. Ständig hielt er mit Nu-
klearwaffen bestückte Bomber an den
Grenzen zur Sowjetunion sowie de-
nen des Warschauer Vertrages in der
Luft. Ein wichtiger Stützpunkt für das
SAC war – wie heute – die deutsche
Ramstein Airbase.
LeMay war ein grundsätzlicher

Kriegsbefürworter, weil glühender

Antikommunist. So hatte er schon
1949 vorgeschlagen, mit einem ein-
zigen massiven nuklearen Erstschlag
die Sowjetunion auszulöschen. Dabei
sollten sämtliche damals vorhande-
nen US-Atombomben (133 Stück) in-
nerhalb von 30 Tagen auf insgesamt
70 sowjetische Städte abgeworfen
werden. Die Sowjets besaßen zum da-
maligen Zeitpunkt noch kein nuklea-
res Arsenal.
Die nun vorliegende, 1956 ausge-

arbeitete Liste enthält über 1100 Flug-
plätze im sogenannten Ostblock. Je-
der istmit einer Priorität versehen. Die
mit sowjetischen Fernbombern be-
legten Basen erhielten die höchste Pri-
orität. Man hatte Angst, dass die Sow-

jets mit ihren Tu-95 (NATO-Code »Be-
ar), Tu-16 (»Badger«) und den Mi-
jastischew-Bombern M-4 (»Bison«)
sowie M-50 (»Bounder«) die USA und
strategische Ziele in Westeuropa er-
reichen könnten.
Die USA hatten eine angebliche

Bomberlücke ausgemacht und die –
nur in der Fantasiewelt existierende –
Differenz zwischen wenigen US- und

vielen sowjetischen Geschwadern für
eine gigantische Hochrüstung ge-
nutzt. Die B-52-Maschinen sind ein
Ergebnis des Pentagon-Nachrüs-
tungswahns.
Moskau nährte diesen Unterle-

genheitsglauben durch mancherlei
gefakte Parade. Erst nachdem die CIA
U2-Spionagemaschinen, die speziell
wegen der »Bomberlücke« in Auftrag
gegeben wurden, über das Territori-
um der UdSSR schickte, dämmerte es
Washington, dass die Sowjetarmee
Meister im Bluffen war. Ähnliche Er-
kenntnisse musste man später dann
auch im Bereich der strategischen Ra-
keten machen. Dennoch hat man die
eigenen Aufrüstung und die weitere
Auswahl von Zielen nicht gestoppt.
Später setzte dann der Wettlauf bei
Mittelstreckenraketen ein.
Die US-Strategen strebten Ende der

50er Jahre im Kriegsfall sogenannte
Oberflächendetonationen an, um ne-
ben der mächtigen primären Zerstö-
rungskraft zusätzlich große Mengen
an radioaktivem Niederschlag zu pro-
duzieren. So hätte man Millionen von
Menschen verseucht. Sie wären qual-
voll zugrunde gegangen. In einer
zweiten Liste notiert sind städtisch-in-
dustrielle Bereiche. Auch bei denen
strebte man eine »systematische Zer-
störung« an. Das SAC hatte 1200
Städte im Bereich des Warschauer
Paktes, aber auch in China und der
Mongolei aufgeführt. Für Moskau wa-
ren 179 Ziele, für Leningrad 145 ver-
merkt. Warschau, Prag, Budapest,
zahlreiche andere, auch kleine Städte
wären atomar verglüht. Jedes Ziel

hatte einen zwölfstelligen Code in den
Listen. Alles war alphabetisch geord-
net. Für »Berlin Ger. Sovzone«, also
die Hauptstadt der DDR und ihre
Randbezirke, hatte man 61 »urban-in-
dustrielle« Ziele lokalisiert. Insgesamt
plante man für diese Region 91 nuk-
leare Oberflächendetonationen. Auch
die Stadt der Vier-Mächte-Konferenz,
Potsdam, ist als Angriffsobjekt aus-
gewählt worden.
Im Umkreis der Hauptstadt ging es

vor allem um Flughäfen der Sowjet-
armee: Briesen (Ziel-Nr. 140), Groß
Dölln (Nr. 70), Oranienburg (Nr. 95)
und Welzow (Nr. 96) und Werneu-
chen (Nr. 82) gehörten dazu. Abge-
sehen davon, dass Angriffe gegen die
Zivilbevölkerung völkerrechtlich ge-
ächtet sind, erkennt man, wie beden-
kenlos die USA die Einwohner West-
berlins, die man gerade noch mit Kohl
und Schokolade über die Blockade-
zeit gebracht hatte, geopfert hätten.
Und natürlich hätte es keine Rettung
für die in der Halbstadt stationierten
westalliierten Soldaten gegeben.
Wer annahm, die USA verfügten

gar nicht über die notwendige Anzahl
von Atomwaffen, kann sich durch die
jetzt öffentlichen Dokumente beleh-
ren lassen. Washington hatte 1955
rund 2400 und 1959 über 12 000
nukleare Bomben. 1961, im Jahr des
Berliner Mauerbaus, sollen es 22 229
gewesen sein. Die Sprengkraft soll sich
zwischen 1,7 und 9 Megatonnen be-
wegt haben. Eine Megatonne ent-
spricht der 70-fachen Vernichtungs-
kraft jener Bombe, die von den USA
über Hiroshima abgeworfen wurde.

»Wenn wir den Krieg
verloren hätten, wäre
ich als ein
Kriegsverbrecher
angeklagt worden.«
General Curtis E. LeMay zu
seinen Japan-Operationen

Durchgeknallter US-Bombergeneral reitet die A-Bombe – Szenenfoto aus Stanley Kubricks Filmsatire
»Dr. Seltsam oder: Wie ich lernte, die Bombe zu lieben« (1964) Foto:

Die Welt ging nicht unter
Mindestlohn-Regelung besteht in Deutschland demnächst ein Jahr

Am 1. Januar besteht die Rege-
lung zum gesetzlichen Mindest-
lohn seit einem Jahr. Zu Massen-
entlassungen führte er nicht. Doch
er hat auch wichtige Probleme des
Arbeitsmarktes nicht beseitigt.

Von Marcus Meier

Ein Jahr alt wird am 1. Januar der
allgemeine gesetzliche Mindestlohn
in Deutschland. 8,50 Euro beträgt er
real, bei 10 Euro sollte er liegen, for-
dert unter anderen der Vorsitzende
der Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di, Frank Bsirske. Doch schon ei-
ne Erhöhung auf neun Euro sei völ-
lig illusorisch, kontert Ingo Kramer,
der Präsident der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA). DieDebatte hält an.
Bis Anfang 2017 wird sich nichts

Grundlegendes tun – dann soll die
paritätisch besetzte Mindestlohn-
kommission über eine etwaige »Wei-
terentwicklung« befinden. »Die Gru-

selgeschichten über die Folgen des
Mindestlohns haben sich in Luft auf-
gelöst«, zieht Annelie Buntenbach,
Vorstand des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, eine erste Jahresbi-
lanz. Bei allen Regeln, die den Ar-
beitgeberverbänden nicht in den
Kram passen, würden diese die Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen unter-
stellen. »Aber die Daten, Fakten und
die Lebenswirklichkeit zeigen: Das
stimmt nicht«, betonte die Gewerk-
schafterin gegenüber »nd«.
Längst gibt es Indizien, dass sich

die Unternehmerseite mit der Lohn-
untergrenze zu arrangieren beginnt.
In seiner Rede zum diesjährigen
Deutschen Arbeitgebertag bezeich-
nete BDA-Präsident Kramer den
Mindestlohn zwar als falsch und
sprach sich für weitere Ausnahme-
regelungen aus. »Nun gibt es ihn
aber, und deshalb bin ich der Letzte,
der fordert, Flüchtlinge davon aus-
zunehmen.« Sonst drohe ein Ver-
drängungswettbewerb zwischen

deutschen und ausländischen Be-
schäftigten, »den wir«, so Kramer,
»auf keinen Fall wollen«.
Im europäischen Vergleich wirkt

der deutsche Mindestlohn nicht so
schlecht. Zumindest auf den ersten

Blick, denn natürlich gibt es erheb-
liche Kaufkraftunterschiede, so dass
die Werte nicht eins zu eins vergli-
chen werden können. Den 8,50 Eu-
ro in Deutschland stehen Mindest-
löhne von einembis 2,42 Euro inOst-
und drei bis vier Euro in Südeuropa

gegenüber. Höher als in Deutsch-
land sind die Mindestlöhne in Frank-
reich (9,61 Euro), den Niederlanden
(9,21 Euro), Belgien (9,10 Euro) und
Irland (8,65 Euro), während die
skandinavischen Länder sowie Itali-
en und Österreich keinen nationalen
Mindestlohn kennen.
In Deutschland kommen bran-

chenspezifische Mindestlöhne hinzu
– davon profitieren die Beschäftig-
ten in immerhin 20 Bereichen – von
A wie Abfallwirtschaft bis Z wie Zeit-
arbeit. Dann jedenfalls, wenn der
Mindestlohn nicht durch Werkver-
träge ausgehebelt wird. Selbst die
Fleischindustrie, in der Subunter-
nehmertum als normal gilt, weist
derzeit formell einen Branchen-Min-
destlohn auf, der immerhin 10 Cent
pro Stunde über dem gesetzlichen
liegt. Doch 8,60 Euro sind graue
Theorie für die Rumänen und Bul-
garen, die in 70-Stunden-Wochen für
Dumpinglöhne schuften – und oft
selbst um diese geprellt werden.

»Die Gruselgeschichten
über die Folgen des
Mindestlohns haben
sich in Luft aufgelöst.«
Annelie Buntenbach, DGB
(Das gesamte Interview in
der »nd«-Montagausgabe)

Wieder mehr
Spätaussiedler
registriert
Neuregelung von 2013
erleichtert Familiennachzug

Friedland. Die Zahl der neu in die
Bundesrepublik einreisenden
deutschstämmigen Aussiedler hat
sich im dritten Jahr in Folge er-
höht. Im bundesweit einzigen
Aufnahmelager Friedland bei
Göttingen trafen 2015 nach vor-
läufigen Zahlen rund 6000 Aus-
siedler ein. Dies seien noch einige
Hundert mehr als im Vorjahr, als
5674 Aussiedler ankamen, sagte
der Leiter der Einrichtung, Hein-
rich Hörnschemeyer. 2013 waren
es danach 2490 Personen. Die
meistenAussiedler kommenwie in
den Vorjahren aus Russland und
Kasachstan, sagte Hörnschemey-
er. Ein kleinerer Teil stamme aus
Kirgistan und der Ukraine. Die
meisten Einreisenden haben be-
reits Verwandte in Deutschland.
Im Jahr 1990 hatte die Zahl der

Aussiedler in der Bundesrepublik
mit knapp 400 000 einen Rekord
erreicht. Über eine Gesetzesver-
schärfung wurde in den 90er Jah-
ren die Einreise erschwert: Im Ge-
gensatz zu früheren Jahren müs-
sen Aussiedler bereits im Her-
kunftsland in einer Prüfung nach-
weisen, dass sie über Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache
verfügen. Danach sanken die Ein-
reisezahlen kontinuierlich. Im
Jahre 2012 hatte es den absolu-
ten Tiefststand gegeben: Damals
zählte man in Friedland 1800
Neuankömmlinge, laut Statisti-
schem Bundesamt wurden 1528
erfasst.
Aussiedlervereinigungen wie

auch Vertreter der Politik hatten
geltend gemacht, dass die strikte
Voraussetzung von Deutsch-
kenntnissen in vielen Fällen zu
unbilligen Härten führte. Älteren
Menschen oder Personen aus
ländlichen Gebieten oder mit we-
nig Bildungserfahrung bezie-
hungsweise aus bildungsfernen
Schichten sei der Spracherwerb im
Ausland oft nicht möglich, argu-
mentierten etwa die Grünen im
Bundestag. Familienangehörige
seien daher häufig gar nicht in der
Lage, die für den Nachzug erfor-
derlichen Deutschkenntnisse zu
erwerben.
Seit einer daraufhin erfolgten

Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes im Herbst 2013 steigt
die Zahl der einreisenden Spät-
aussiedler wieder, nun bereits im
zweiten Jahr. Das Lager Fried-
land ist für die Aufnahme von rund
700 Menschen konzipiert. In die-
sem Jahr war die Einrichtung we-
gen der vielen Flüchtlinge teil-
weise vierfach überbelegt. Die
Zahl der Asylbewerber, die in die-
sem Jahr im Lager Friedland das
Aufnahmeverfahren durchlaufen,
liegt laut Leiter Hörnschemeyer
mit etwa 20 000 deutlich höher als
die der Aussiedler. dpa/nd

6 Politik
*

Donnerstag bis Sonntag, 24. bis 27. Dezember 2015 uneues deutschland

NACHRICHTEN

Hasselfeldt befürchtet
neue »Armutsmigration«
Berlin. Die CSU-Landesgruppen-
vorsitzende im Bundestag, Gerda
Hasselfeldt, will per Gesetz ver-
hindern, dass EU-Bürger in
Deutschland Sozialhilfe bekom-
men. »Nach aktuellen Entschei-
dungen des Bundessozialgerichts
haben EU-Ausländer mit einem
Aufenthalt von mehr als sechs
Monaten Anspruch auf Sozialhil-
fe. »Das kann es nicht sein, das ist
ein neues großes Einfallstor für
Armutsmigration aus osteuro-
päischen Ländern«, sagte Hass-
elfeldt der dpa in Berlin. Sie for-
derte Arbeits- und Sozialminis-
terin Andrea Nahles (SPD) auf,
Gesetzesverschärfungen anzu-
schieben. dpa/nd

Jeder fünfte Erwerbslose
hat ausländischen Pass
Saarbrücken. Jeder fünfte Ar-
beitslose hat nach einer neuen
Studie des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) einen aus-
ländischen Pass. Das entspreche
einer Quote von 21,2 Prozent, be-
richtete die »Saarbrücker Zei-
tung« unter Berufung auf die Un-
tersuchung. Im November waren
demnach rund 560 000 hierzu-
lande lebende Ausländer arbeits-
los gemeldet. Den Angaben nach
erhielten nur wenige von ihnen
Arbeitslosengeld. Von den insge-
samt 4,4 Millionen Hartz-IV-Be-
troffenen im erwerbsfähigen Alter
habe im August habe jeder vierte
eine ausländische Staatsbürger-
schaft gehabt. Bei der Arbeitslo-
sigkeit von Ausländern gibt es dem
Bericht zufolge große regionale
Unterschiede. 86 Prozent der Be-
troffenen (472 000) lebten der
Studie zufolge Mitte des Jahres in
den westdeutschen Bundeslän-
dern. In Ostdeutschland lebten in-
des nur 77 700 von ihnen. epd/nd

Ansturm auf
Bundesasylamt-Jobs
Nürnberg. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge
(BAMF) verzeichnet einen regel-
rechten Ansturm auf die dort neu
geschaffenen Jobs. Insgesamt hät-
ten sich 31 000 Männer und Frau-
en auf die aktuell ausgeschrieben
1000 Asylentscheider- und Ver-
waltungsstellen beworben. Wei-
tere 4000 Kräfte sollen 2016 ein-
gestellt werden, sagte ein Behör-
densprecher am Mittwoch der
dpa. Allein auf die 130 Füh-
rungspositionen, die zum Jahres-
beginn 2016 besetzt werden sol-
len, hätten 5700 Interessenten ih-
re Bewerbungen eingereicht, be-
richtete der Behördensprecher. Bis
zum Jahresende 2016 soll damit
die BAMF-Belegschaft von derzeit
knapp 3300 auf dann 7300 Mit-
arbeiter anwachsen. Die Zahl der
Asylentscheider soll von zur Zeit
600 auf 1700 aufgestockt wer-
den. dpa/nd

Anfragen/Buchung030/2978-1620Inklusive Tropical Garden

ISCHIA 

pro Person im 
Doppelzimmer ab € 718,– 

Die größte Insel im Golf von Neapel

Veranstalter: ts|medialog GmbH, 
Detmolder Str. 78, 33604 Bielefeld

Informationen/Buchung: nd-Leserreisen, Herr Diekert, Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin; 
Fax 030/2978-1650 . leserreisen@nd-online.de . www.neues-deutschland.de/leserreisen

Flug ab/bis Berlin/8 Tage/7 x Ü/HP/3*-Hotel 
Bellevue/Transfer Flughafen–Hotel–Flughafen; 1 
x Folkloreabend, Gala Dinner im Hotel, deutsch-
sprachige Gästebetreuung vor Ort, 1 x Eintritts-
karte im Thermalgarten Tropical Garden 

Einzelzimmerzuschlag ab € 115,–

Foto: I. Kohlmetz

   

27.03. – 03.04.2016

SOZIALISTISCHE TAGESZEITUNG

03.04. – 10.04.2016

ANZEIGE

Erst Rosinen-, dann Atombomber
US-Regierung gab nukleare Ziellisten ihres Luftkommandos im Kalten Krieg frei – sie zeigen
eine kühle Planung des Grauens. Und dass Angela Merkel nicht Kanzlerin geworden wäre

Die George-Washington-Universi-
tät veröffentlichte am Dienstag ei-
ne Studie über die atomare Ziel-
planung der US Air Force in den 50-
er Jahren. Die US-Regierung hat die
Dokumente kürzlich freigegeben.

Von René Heilig

Die ausgewerteten 800 Seiten verän-
dern nicht grundsätzlich die Sicht auf
den Irrsinn des Kalten Krieges. Wohl
aber geben sie einen zusätzlichen Ein-
blick in das politisch gewollte perfide
Denken der US-Generalität. Die Do-
kumente wurden im Jahr 1956 aus-
gearbeitet und nach der US-Erst-
schlagskapazität von 1959 berechnet.
Da es im Kalten Krieg mehrfach

Spitz auf Knopf stand zwischen den
Supermächten, hätte es leicht passie-
ren können, dass es nie eine Kanzle-
rin Angela Merkel gegeben hätte.
Denn zu den mit US-Atombomben zu
belegenden Orten gehörte die Klein-
stand Templin. Hier verbrachte die
heute angeblich mächtigste Frau der
Welt ab 1957 ihre Kindheit. 1961
wurde sie eingeschult. Zwei Jahre zu-
vor stationierte die UdSSR in Vogel-
sang bei Templin für kurze Zeit erst-
mals atomar bestückte Raketen.
Reichweite 1200 Kilometer. Davon
erfuhren die USAwomöglich über den
BND früher etwas als die DDR-Füh-
rung von ihren Verbündeten. Jeden-
falls stand Templin nicht von unge-
fähr auf der US-Erstschlagsliste. Nur
der Ordnung halber sei angemerkt,
dass Merkels Kanzlerschaft ohnehin
entbehrlich gewesen wäre – bei einer
DDR und einer BRD als verstrahlter
Wüste. Die Gefahr bestand, hätten die
USA ihre Zielliste abgearbeitet.
Für die verantwortlich war Gene-

ral Curtis LeMay (1906-1990). Von
seinen gegen Nazi-Deutschland flie-
genden Bomberbesatzungen wurde er
»Iron Ass« (Eisenarsch) genannt. Spä-
ter verknüpfte man seinen Namen mit
derBerliner Luftbrücke. Er schicktedie
sogenannten Rosinenbomber. Sie ver-
sorgten die durch die sowjetische Blo-
ckade eingeschlossenen Bürger West-
berlins mit Lebensmitteln, Kohle und
Zuversicht. Wenige Jahre später war
er bereit, dieselben Menschen, die er
retten half, skrupellos in einem Atom-
krieg zu opfern.
LeMay baute nach dem Zweiten

Weltkrieg das Strategic Air Command
der USA auf. Das SAC mit Haupt-
quartier Offutt Air Force Base in Neb-
raska besaß fast 2000 Bomber ver-
schiedenster Klassen und 800 Tank-
flugzeuge. Bis zu 200 000Militärs und
zivile Techniker gehörten zu LeMays
Kommando. Ständig hielt er mit Nu-
klearwaffen bestückte Bomber an den
Grenzen zur Sowjetunion sowie de-
nen des Warschauer Vertrages in der
Luft. Ein wichtiger Stützpunkt für das
SAC war – wie heute – die deutsche
Ramstein Airbase.
LeMay war ein grundsätzlicher

Kriegsbefürworter, weil glühender

Antikommunist. So hatte er schon
1949 vorgeschlagen, mit einem ein-
zigen massiven nuklearen Erstschlag
die Sowjetunion auszulöschen. Dabei
sollten sämtliche damals vorhande-
nen US-Atombomben (133 Stück) in-
nerhalb von 30 Tagen auf insgesamt
70 sowjetische Städte abgeworfen
werden. Die Sowjets besaßen zum da-
maligen Zeitpunkt noch kein nuklea-
res Arsenal.
Die nun vorliegende, 1956 ausge-

arbeitete Liste enthält über 1100 Flug-
plätze im sogenannten Ostblock. Je-
der istmit einer Priorität versehen. Die
mit sowjetischen Fernbombern be-
legten Basen erhielten die höchste Pri-
orität. Man hatte Angst, dass die Sow-

jets mit ihren Tu-95 (NATO-Code »Be-
ar), Tu-16 (»Badger«) und den Mi-
jastischew-Bombern M-4 (»Bison«)
sowie M-50 (»Bounder«) die USA und
strategische Ziele in Westeuropa er-
reichen könnten.
Die USA hatten eine angebliche

Bomberlücke ausgemacht und die –
nur in der Fantasiewelt existierende –
Differenz zwischen wenigen US- und

vielen sowjetischen Geschwadern für
eine gigantische Hochrüstung ge-
nutzt. Die B-52-Maschinen sind ein
Ergebnis des Pentagon-Nachrüs-
tungswahns.
Moskau nährte diesen Unterle-

genheitsglauben durch mancherlei
gefakte Parade. Erst nachdem die CIA
U2-Spionagemaschinen, die speziell
wegen der »Bomberlücke« in Auftrag
gegeben wurden, über das Territori-
um der UdSSR schickte, dämmerte es
Washington, dass die Sowjetarmee
Meister im Bluffen war. Ähnliche Er-
kenntnisse musste man später dann
auch im Bereich der strategischen Ra-
keten machen. Dennoch hat man die
eigenen Aufrüstung und die weitere
Auswahl von Zielen nicht gestoppt.
Später setzte dann der Wettlauf bei
Mittelstreckenraketen ein.
Die US-Strategen strebten Ende der

50er Jahre im Kriegsfall sogenannte
Oberflächendetonationen an, um ne-
ben der mächtigen primären Zerstö-
rungskraft zusätzlich große Mengen
an radioaktivem Niederschlag zu pro-
duzieren. So hätte man Millionen von
Menschen verseucht. Sie wären qual-
voll zugrunde gegangen. In einer
zweiten Liste notiert sind städtisch-in-
dustrielle Bereiche. Auch bei denen
strebte man eine »systematische Zer-
störung« an. Das SAC hatte 1200
Städte im Bereich des Warschauer
Paktes, aber auch in China und der
Mongolei aufgeführt. Für Moskau wa-
ren 179 Ziele, für Leningrad 145 ver-
merkt. Warschau, Prag, Budapest,
zahlreiche andere, auch kleine Städte
wären atomar verglüht. Jedes Ziel

hatte einen zwölfstelligen Code in den
Listen. Alles war alphabetisch geord-
net. Für »Berlin Ger. Sovzone«, also
die Hauptstadt der DDR und ihre
Randbezirke, hatte man 61 »urban-in-
dustrielle« Ziele lokalisiert. Insgesamt
plante man für diese Region 91 nuk-
leare Oberflächendetonationen. Auch
die Stadt der Vier-Mächte-Konferenz,
Potsdam, ist als Angriffsobjekt aus-
gewählt worden.
Im Umkreis der Hauptstadt ging es

vor allem um Flughäfen der Sowjet-
armee: Briesen (Ziel-Nr. 140), Groß
Dölln (Nr. 70), Oranienburg (Nr. 95)
und Welzow (Nr. 96) und Werneu-
chen (Nr. 82) gehörten dazu. Abge-
sehen davon, dass Angriffe gegen die
Zivilbevölkerung völkerrechtlich ge-
ächtet sind, erkennt man, wie beden-
kenlos die USA die Einwohner West-
berlins, die man gerade noch mit Kohl
und Schokolade über die Blockade-
zeit gebracht hatte, geopfert hätten.
Und natürlich hätte es keine Rettung
für die in der Halbstadt stationierten
westalliierten Soldaten gegeben.
Wer annahm, die USA verfügten

gar nicht über die notwendige Anzahl
von Atomwaffen, kann sich durch die
jetzt öffentlichen Dokumente beleh-
ren lassen. Washington hatte 1955
rund 2400 und 1959 über 12 000
nukleare Bomben. 1961, im Jahr des
Berliner Mauerbaus, sollen es 22 229
gewesen sein. Die Sprengkraft soll sich
zwischen 1,7 und 9 Megatonnen be-
wegt haben. Eine Megatonne ent-
spricht der 70-fachen Vernichtungs-
kraft jener Bombe, die von den USA
über Hiroshima abgeworfen wurde.

»Wenn wir den Krieg
verloren hätten, wäre
ich als ein
Kriegsverbrecher
angeklagt worden.«
General Curtis E. LeMay zu
seinen Japan-Operationen

Durchgeknallter US-Bombergeneral reitet die A-Bombe – Szenenfoto aus Stanley Kubricks Filmsatire
»Dr. Seltsam oder: Wie ich lernte, die Bombe zu lieben« (1964) Foto:

Die Welt ging nicht unter
Mindestlohn-Regelung besteht in Deutschland demnächst ein Jahr

Am 1. Januar besteht die Rege-
lung zum gesetzlichen Mindest-
lohn seit einem Jahr. Zu Massen-
entlassungen führte er nicht. Doch
er hat auch wichtige Probleme des
Arbeitsmarktes nicht beseitigt.

Von Marcus Meier

Ein Jahr alt wird am 1. Januar der
allgemeine gesetzliche Mindestlohn
in Deutschland. 8,50 Euro beträgt er
real, bei 10 Euro sollte er liegen, for-
dert unter anderen der Vorsitzende
der Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di, Frank Bsirske. Doch schon ei-
ne Erhöhung auf neun Euro sei völ-
lig illusorisch, kontert Ingo Kramer,
der Präsident der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA). DieDebatte hält an.
Bis Anfang 2017 wird sich nichts

Grundlegendes tun – dann soll die
paritätisch besetzte Mindestlohn-
kommission über eine etwaige »Wei-
terentwicklung« befinden. »Die Gru-

selgeschichten über die Folgen des
Mindestlohns haben sich in Luft auf-
gelöst«, zieht Annelie Buntenbach,
Vorstand des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, eine erste Jahresbi-
lanz. Bei allen Regeln, die den Ar-
beitgeberverbänden nicht in den
Kram passen, würden diese die Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen unter-
stellen. »Aber die Daten, Fakten und
die Lebenswirklichkeit zeigen: Das
stimmt nicht«, betonte die Gewerk-
schafterin gegenüber »nd«.
Längst gibt es Indizien, dass sich

die Unternehmerseite mit der Lohn-
untergrenze zu arrangieren beginnt.
In seiner Rede zum diesjährigen
Deutschen Arbeitgebertag bezeich-
nete BDA-Präsident Kramer den
Mindestlohn zwar als falsch und
sprach sich für weitere Ausnahme-
regelungen aus. »Nun gibt es ihn
aber, und deshalb bin ich der Letzte,
der fordert, Flüchtlinge davon aus-
zunehmen.« Sonst drohe ein Ver-
drängungswettbewerb zwischen

deutschen und ausländischen Be-
schäftigten, »den wir«, so Kramer,
»auf keinen Fall wollen«.
Im europäischen Vergleich wirkt

der deutsche Mindestlohn nicht so
schlecht. Zumindest auf den ersten

Blick, denn natürlich gibt es erheb-
liche Kaufkraftunterschiede, so dass
die Werte nicht eins zu eins vergli-
chen werden können. Den 8,50 Eu-
ro in Deutschland stehen Mindest-
löhne von einembis 2,42 Euro inOst-
und drei bis vier Euro in Südeuropa

gegenüber. Höher als in Deutsch-
land sind die Mindestlöhne in Frank-
reich (9,61 Euro), den Niederlanden
(9,21 Euro), Belgien (9,10 Euro) und
Irland (8,65 Euro), während die
skandinavischen Länder sowie Itali-
en und Österreich keinen nationalen
Mindestlohn kennen.
In Deutschland kommen bran-

chenspezifische Mindestlöhne hinzu
– davon profitieren die Beschäftig-
ten in immerhin 20 Bereichen – von
A wie Abfallwirtschaft bis Z wie Zeit-
arbeit. Dann jedenfalls, wenn der
Mindestlohn nicht durch Werkver-
träge ausgehebelt wird. Selbst die
Fleischindustrie, in der Subunter-
nehmertum als normal gilt, weist
derzeit formell einen Branchen-Min-
destlohn auf, der immerhin 10 Cent
pro Stunde über dem gesetzlichen
liegt. Doch 8,60 Euro sind graue
Theorie für die Rumänen und Bul-
garen, die in 70-Stunden-Wochen für
Dumpinglöhne schuften – und oft
selbst um diese geprellt werden.

»Die Gruselgeschichten
über die Folgen des
Mindestlohns haben
sich in Luft aufgelöst.«
Annelie Buntenbach, DGB
(Das gesamte Interview in
der »nd«-Montagausgabe)

Wieder mehr
Spätaussiedler
registriert
Neuregelung von 2013
erleichtert Familiennachzug

Friedland. Die Zahl der neu in die
Bundesrepublik einreisenden
deutschstämmigen Aussiedler hat
sich im dritten Jahr in Folge er-
höht. Im bundesweit einzigen
Aufnahmelager Friedland bei
Göttingen trafen 2015 nach vor-
läufigen Zahlen rund 6000 Aus-
siedler ein. Dies seien noch einige
Hundert mehr als im Vorjahr, als
5674 Aussiedler ankamen, sagte
der Leiter der Einrichtung, Hein-
rich Hörnschemeyer. 2013 waren
es danach 2490 Personen. Die
meistenAussiedler kommenwie in
den Vorjahren aus Russland und
Kasachstan, sagte Hörnschemey-
er. Ein kleinerer Teil stamme aus
Kirgistan und der Ukraine. Die
meisten Einreisenden haben be-
reits Verwandte in Deutschland.
Im Jahr 1990 hatte die Zahl der

Aussiedler in der Bundesrepublik
mit knapp 400 000 einen Rekord
erreicht. Über eine Gesetzesver-
schärfung wurde in den 90er Jah-
ren die Einreise erschwert: Im Ge-
gensatz zu früheren Jahren müs-
sen Aussiedler bereits im Her-
kunftsland in einer Prüfung nach-
weisen, dass sie über Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache
verfügen. Danach sanken die Ein-
reisezahlen kontinuierlich. Im
Jahre 2012 hatte es den absolu-
ten Tiefststand gegeben: Damals
zählte man in Friedland 1800
Neuankömmlinge, laut Statisti-
schem Bundesamt wurden 1528
erfasst.
Aussiedlervereinigungen wie

auch Vertreter der Politik hatten
geltend gemacht, dass die strikte
Voraussetzung von Deutsch-
kenntnissen in vielen Fällen zu
unbilligen Härten führte. Älteren
Menschen oder Personen aus
ländlichen Gebieten oder mit we-
nig Bildungserfahrung bezie-
hungsweise aus bildungsfernen
Schichten sei der Spracherwerb im
Ausland oft nicht möglich, argu-
mentierten etwa die Grünen im
Bundestag. Familienangehörige
seien daher häufig gar nicht in der
Lage, die für den Nachzug erfor-
derlichen Deutschkenntnisse zu
erwerben.
Seit einer daraufhin erfolgten

Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes im Herbst 2013 steigt
die Zahl der einreisenden Spät-
aussiedler wieder, nun bereits im
zweiten Jahr. Das Lager Fried-
land ist für die Aufnahme von rund
700 Menschen konzipiert. In die-
sem Jahr war die Einrichtung we-
gen der vielen Flüchtlinge teil-
weise vierfach überbelegt. Die
Zahl der Asylbewerber, die in die-
sem Jahr im Lager Friedland das
Aufnahmeverfahren durchlaufen,
liegt laut Leiter Hörnschemeyer
mit etwa 20 000 deutlich höher als
die der Aussiedler. dpa/nd
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Hasselfeldt befürchtet
neue »Armutsmigration«
Berlin. Die CSU-Landesgruppen-
vorsitzende im Bundestag, Gerda
Hasselfeldt, will per Gesetz ver-
hindern, dass EU-Bürger in
Deutschland Sozialhilfe bekom-
men. »Nach aktuellen Entschei-
dungen des Bundessozialgerichts
haben EU-Ausländer mit einem
Aufenthalt von mehr als sechs
Monaten Anspruch auf Sozialhil-
fe. »Das kann es nicht sein, das ist
ein neues großes Einfallstor für
Armutsmigration aus osteuro-
päischen Ländern«, sagte Hass-
elfeldt der dpa in Berlin. Sie for-
derte Arbeits- und Sozialminis-
terin Andrea Nahles (SPD) auf,
Gesetzesverschärfungen anzu-
schieben. dpa/nd

Jeder fünfte Erwerbslose
hat ausländischen Pass
Saarbrücken. Jeder fünfte Ar-
beitslose hat nach einer neuen
Studie des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB) einen aus-
ländischen Pass. Das entspreche
einer Quote von 21,2 Prozent, be-
richtete die »Saarbrücker Zei-
tung« unter Berufung auf die Un-
tersuchung. Im November waren
demnach rund 560 000 hierzu-
lande lebende Ausländer arbeits-
los gemeldet. Den Angaben nach
erhielten nur wenige von ihnen
Arbeitslosengeld. Von den insge-
samt 4,4 Millionen Hartz-IV-Be-
troffenen im erwerbsfähigen Alter
habe im August habe jeder vierte
eine ausländische Staatsbürger-
schaft gehabt. Bei der Arbeitslo-
sigkeit von Ausländern gibt es dem
Bericht zufolge große regionale
Unterschiede. 86 Prozent der Be-
troffenen (472 000) lebten der
Studie zufolge Mitte des Jahres in
den westdeutschen Bundeslän-
dern. In Ostdeutschland lebten in-
des nur 77 700 von ihnen. epd/nd

Ansturm auf
Bundesasylamt-Jobs
Nürnberg. Das Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge
(BAMF) verzeichnet einen regel-
rechten Ansturm auf die dort neu
geschaffenen Jobs. Insgesamt hät-
ten sich 31 000 Männer und Frau-
en auf die aktuell ausgeschrieben
1000 Asylentscheider- und Ver-
waltungsstellen beworben. Wei-
tere 4000 Kräfte sollen 2016 ein-
gestellt werden, sagte ein Behör-
densprecher am Mittwoch der
dpa. Allein auf die 130 Füh-
rungspositionen, die zum Jahres-
beginn 2016 besetzt werden sol-
len, hätten 5700 Interessenten ih-
re Bewerbungen eingereicht, be-
richtete der Behördensprecher. Bis
zum Jahresende 2016 soll damit
die BAMF-Belegschaft von derzeit
knapp 3300 auf dann 7300 Mit-
arbeiter anwachsen. Die Zahl der
Asylentscheider soll von zur Zeit
600 auf 1700 aufgestockt wer-
den. dpa/nd
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Erst Rosinen-, dann Atombomber
US-Regierung gab nukleare Ziellisten ihres Luftkommandos im Kalten Krieg frei – sie zeigen
eine kühle Planung des Grauens. Und dass Angela Merkel nicht Kanzlerin geworden wäre

Die George-Washington-Universi-
tät veröffentlichte am Dienstag ei-
ne Studie über die atomare Ziel-
planung der US Air Force in den 50-
er Jahren. Die US-Regierung hat die
Dokumente kürzlich freigegeben.

Von René Heilig

Die ausgewerteten 800 Seiten verän-
dern nicht grundsätzlich die Sicht auf
den Irrsinn des Kalten Krieges. Wohl
aber geben sie einen zusätzlichen Ein-
blick in das politisch gewollte perfide
Denken der US-Generalität. Die Do-
kumente wurden im Jahr 1956 aus-
gearbeitet und nach der US-Erst-
schlagskapazität von 1959 berechnet.
Da es im Kalten Krieg mehrfach

Spitz auf Knopf stand zwischen den
Supermächten, hätte es leicht passie-
ren können, dass es nie eine Kanzle-
rin Angela Merkel gegeben hätte.
Denn zu den mit US-Atombomben zu
belegenden Orten gehörte die Klein-
stand Templin. Hier verbrachte die
heute angeblich mächtigste Frau der
Welt ab 1957 ihre Kindheit. 1961
wurde sie eingeschult. Zwei Jahre zu-
vor stationierte die UdSSR in Vogel-
sang bei Templin für kurze Zeit erst-
mals atomar bestückte Raketen.
Reichweite 1200 Kilometer. Davon
erfuhren die USAwomöglich über den
BND früher etwas als die DDR-Füh-
rung von ihren Verbündeten. Jeden-
falls stand Templin nicht von unge-
fähr auf der US-Erstschlagsliste. Nur
der Ordnung halber sei angemerkt,
dass Merkels Kanzlerschaft ohnehin
entbehrlich gewesen wäre – bei einer
DDR und einer BRD als verstrahlter
Wüste. Die Gefahr bestand, hätten die
USA ihre Zielliste abgearbeitet.
Für die verantwortlich war Gene-

ral Curtis LeMay (1906-1990). Von
seinen gegen Nazi-Deutschland flie-
genden Bomberbesatzungen wurde er
»Iron Ass« (Eisenarsch) genannt. Spä-
ter verknüpfte man seinen Namen mit
derBerliner Luftbrücke. Er schicktedie
sogenannten Rosinenbomber. Sie ver-
sorgten die durch die sowjetische Blo-
ckade eingeschlossenen Bürger West-
berlins mit Lebensmitteln, Kohle und
Zuversicht. Wenige Jahre später war
er bereit, dieselben Menschen, die er
retten half, skrupellos in einem Atom-
krieg zu opfern.
LeMay baute nach dem Zweiten

Weltkrieg das Strategic Air Command
der USA auf. Das SAC mit Haupt-
quartier Offutt Air Force Base in Neb-
raska besaß fast 2000 Bomber ver-
schiedenster Klassen und 800 Tank-
flugzeuge. Bis zu 200 000Militärs und
zivile Techniker gehörten zu LeMays
Kommando. Ständig hielt er mit Nu-
klearwaffen bestückte Bomber an den
Grenzen zur Sowjetunion sowie de-
nen des Warschauer Vertrages in der
Luft. Ein wichtiger Stützpunkt für das
SAC war – wie heute – die deutsche
Ramstein Airbase.
LeMay war ein grundsätzlicher

Kriegsbefürworter, weil glühender

Antikommunist. So hatte er schon
1949 vorgeschlagen, mit einem ein-
zigen massiven nuklearen Erstschlag
die Sowjetunion auszulöschen. Dabei
sollten sämtliche damals vorhande-
nen US-Atombomben (133 Stück) in-
nerhalb von 30 Tagen auf insgesamt
70 sowjetische Städte abgeworfen
werden. Die Sowjets besaßen zum da-
maligen Zeitpunkt noch kein nuklea-
res Arsenal.
Die nun vorliegende, 1956 ausge-

arbeitete Liste enthält über 1100 Flug-
plätze im sogenannten Ostblock. Je-
der istmit einer Priorität versehen. Die
mit sowjetischen Fernbombern be-
legten Basen erhielten die höchste Pri-
orität. Man hatte Angst, dass die Sow-

jets mit ihren Tu-95 (NATO-Code »Be-
ar), Tu-16 (»Badger«) und den Mi-
jastischew-Bombern M-4 (»Bison«)
sowie M-50 (»Bounder«) die USA und
strategische Ziele in Westeuropa er-
reichen könnten.
Die USA hatten eine angebliche

Bomberlücke ausgemacht und die –
nur in der Fantasiewelt existierende –
Differenz zwischen wenigen US- und

vielen sowjetischen Geschwadern für
eine gigantische Hochrüstung ge-
nutzt. Die B-52-Maschinen sind ein
Ergebnis des Pentagon-Nachrüs-
tungswahns.
Moskau nährte diesen Unterle-

genheitsglauben durch mancherlei
gefakte Parade. Erst nachdem die CIA
U2-Spionagemaschinen, die speziell
wegen der »Bomberlücke« in Auftrag
gegeben wurden, über das Territori-
um der UdSSR schickte, dämmerte es
Washington, dass die Sowjetarmee
Meister im Bluffen war. Ähnliche Er-
kenntnisse musste man später dann
auch im Bereich der strategischen Ra-
keten machen. Dennoch hat man die
eigenen Aufrüstung und die weitere
Auswahl von Zielen nicht gestoppt.
Später setzte dann der Wettlauf bei
Mittelstreckenraketen ein.
Die US-Strategen strebten Ende der

50er Jahre im Kriegsfall sogenannte
Oberflächendetonationen an, um ne-
ben der mächtigen primären Zerstö-
rungskraft zusätzlich große Mengen
an radioaktivem Niederschlag zu pro-
duzieren. So hätte man Millionen von
Menschen verseucht. Sie wären qual-
voll zugrunde gegangen. In einer
zweiten Liste notiert sind städtisch-in-
dustrielle Bereiche. Auch bei denen
strebte man eine »systematische Zer-
störung« an. Das SAC hatte 1200
Städte im Bereich des Warschauer
Paktes, aber auch in China und der
Mongolei aufgeführt. Für Moskau wa-
ren 179 Ziele, für Leningrad 145 ver-
merkt. Warschau, Prag, Budapest,
zahlreiche andere, auch kleine Städte
wären atomar verglüht. Jedes Ziel

hatte einen zwölfstelligen Code in den
Listen. Alles war alphabetisch geord-
net. Für »Berlin Ger. Sovzone«, also
die Hauptstadt der DDR und ihre
Randbezirke, hatte man 61 »urban-in-
dustrielle« Ziele lokalisiert. Insgesamt
plante man für diese Region 91 nuk-
leare Oberflächendetonationen. Auch
die Stadt der Vier-Mächte-Konferenz,
Potsdam, ist als Angriffsobjekt aus-
gewählt worden.
Im Umkreis der Hauptstadt ging es

vor allem um Flughäfen der Sowjet-
armee: Briesen (Ziel-Nr. 140), Groß
Dölln (Nr. 70), Oranienburg (Nr. 95)
und Welzow (Nr. 96) und Werneu-
chen (Nr. 82) gehörten dazu. Abge-
sehen davon, dass Angriffe gegen die
Zivilbevölkerung völkerrechtlich ge-
ächtet sind, erkennt man, wie beden-
kenlos die USA die Einwohner West-
berlins, die man gerade noch mit Kohl
und Schokolade über die Blockade-
zeit gebracht hatte, geopfert hätten.
Und natürlich hätte es keine Rettung
für die in der Halbstadt stationierten
westalliierten Soldaten gegeben.
Wer annahm, die USA verfügten

gar nicht über die notwendige Anzahl
von Atomwaffen, kann sich durch die
jetzt öffentlichen Dokumente beleh-
ren lassen. Washington hatte 1955
rund 2400 und 1959 über 12 000
nukleare Bomben. 1961, im Jahr des
Berliner Mauerbaus, sollen es 22 229
gewesen sein. Die Sprengkraft soll sich
zwischen 1,7 und 9 Megatonnen be-
wegt haben. Eine Megatonne ent-
spricht der 70-fachen Vernichtungs-
kraft jener Bombe, die von den USA
über Hiroshima abgeworfen wurde.

»Wenn wir den Krieg
verloren hätten, wäre
ich als ein
Kriegsverbrecher
angeklagt worden.«
General Curtis E. LeMay zu
seinen Japan-Operationen

Durchgeknallter US-Bombergeneral reitet die A-Bombe – Szenenfoto aus Stanley Kubricks Filmsatire
»Dr. Seltsam oder: Wie ich lernte, die Bombe zu lieben« (1964) Foto:

Die Welt ging nicht unter
Mindestlohn-Regelung besteht in Deutschland demnächst ein Jahr

Am 1. Januar besteht die Rege-
lung zum gesetzlichen Mindest-
lohn seit einem Jahr. Zu Massen-
entlassungen führte er nicht. Doch
er hat auch wichtige Probleme des
Arbeitsmarktes nicht beseitigt.

Von Marcus Meier

Ein Jahr alt wird am 1. Januar der
allgemeine gesetzliche Mindestlohn
in Deutschland. 8,50 Euro beträgt er
real, bei 10 Euro sollte er liegen, for-
dert unter anderen der Vorsitzende
der Dienstleistungsgewerkschaft
ver.di, Frank Bsirske. Doch schon ei-
ne Erhöhung auf neun Euro sei völ-
lig illusorisch, kontert Ingo Kramer,
der Präsident der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA). DieDebatte hält an.
Bis Anfang 2017 wird sich nichts

Grundlegendes tun – dann soll die
paritätisch besetzte Mindestlohn-
kommission über eine etwaige »Wei-
terentwicklung« befinden. »Die Gru-

selgeschichten über die Folgen des
Mindestlohns haben sich in Luft auf-
gelöst«, zieht Annelie Buntenbach,
Vorstand des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, eine erste Jahresbi-
lanz. Bei allen Regeln, die den Ar-
beitgeberverbänden nicht in den
Kram passen, würden diese die Ver-
nichtung von Arbeitsplätzen unter-
stellen. »Aber die Daten, Fakten und
die Lebenswirklichkeit zeigen: Das
stimmt nicht«, betonte die Gewerk-
schafterin gegenüber »nd«.
Längst gibt es Indizien, dass sich

die Unternehmerseite mit der Lohn-
untergrenze zu arrangieren beginnt.
In seiner Rede zum diesjährigen
Deutschen Arbeitgebertag bezeich-
nete BDA-Präsident Kramer den
Mindestlohn zwar als falsch und
sprach sich für weitere Ausnahme-
regelungen aus. »Nun gibt es ihn
aber, und deshalb bin ich der Letzte,
der fordert, Flüchtlinge davon aus-
zunehmen.« Sonst drohe ein Ver-
drängungswettbewerb zwischen

deutschen und ausländischen Be-
schäftigten, »den wir«, so Kramer,
»auf keinen Fall wollen«.
Im europäischen Vergleich wirkt

der deutsche Mindestlohn nicht so
schlecht. Zumindest auf den ersten

Blick, denn natürlich gibt es erheb-
liche Kaufkraftunterschiede, so dass
die Werte nicht eins zu eins vergli-
chen werden können. Den 8,50 Eu-
ro in Deutschland stehen Mindest-
löhne von einembis 2,42 Euro inOst-
und drei bis vier Euro in Südeuropa

gegenüber. Höher als in Deutsch-
land sind die Mindestlöhne in Frank-
reich (9,61 Euro), den Niederlanden
(9,21 Euro), Belgien (9,10 Euro) und
Irland (8,65 Euro), während die
skandinavischen Länder sowie Itali-
en und Österreich keinen nationalen
Mindestlohn kennen.
In Deutschland kommen bran-

chenspezifische Mindestlöhne hinzu
– davon profitieren die Beschäftig-
ten in immerhin 20 Bereichen – von
A wie Abfallwirtschaft bis Z wie Zeit-
arbeit. Dann jedenfalls, wenn der
Mindestlohn nicht durch Werkver-
träge ausgehebelt wird. Selbst die
Fleischindustrie, in der Subunter-
nehmertum als normal gilt, weist
derzeit formell einen Branchen-Min-
destlohn auf, der immerhin 10 Cent
pro Stunde über dem gesetzlichen
liegt. Doch 8,60 Euro sind graue
Theorie für die Rumänen und Bul-
garen, die in 70-Stunden-Wochen für
Dumpinglöhne schuften – und oft
selbst um diese geprellt werden.

»Die Gruselgeschichten
über die Folgen des
Mindestlohns haben
sich in Luft aufgelöst.«
Annelie Buntenbach, DGB
(Das gesamte Interview in
der »nd«-Montagausgabe)

Wieder mehr
Spätaussiedler
registriert
Neuregelung von 2013
erleichtert Familiennachzug

Friedland. Die Zahl der neu in die
Bundesrepublik einreisenden
deutschstämmigen Aussiedler hat
sich im dritten Jahr in Folge er-
höht. Im bundesweit einzigen
Aufnahmelager Friedland bei
Göttingen trafen 2015 nach vor-
läufigen Zahlen rund 6000 Aus-
siedler ein. Dies seien noch einige
Hundert mehr als im Vorjahr, als
5674 Aussiedler ankamen, sagte
der Leiter der Einrichtung, Hein-
rich Hörnschemeyer. 2013 waren
es danach 2490 Personen. Die
meistenAussiedler kommenwie in
den Vorjahren aus Russland und
Kasachstan, sagte Hörnschemey-
er. Ein kleinerer Teil stamme aus
Kirgistan und der Ukraine. Die
meisten Einreisenden haben be-
reits Verwandte in Deutschland.
Im Jahr 1990 hatte die Zahl der

Aussiedler in der Bundesrepublik
mit knapp 400 000 einen Rekord
erreicht. Über eine Gesetzesver-
schärfung wurde in den 90er Jah-
ren die Einreise erschwert: Im Ge-
gensatz zu früheren Jahren müs-
sen Aussiedler bereits im Her-
kunftsland in einer Prüfung nach-
weisen, dass sie über Grund-
kenntnisse der deutschen Sprache
verfügen. Danach sanken die Ein-
reisezahlen kontinuierlich. Im
Jahre 2012 hatte es den absolu-
ten Tiefststand gegeben: Damals
zählte man in Friedland 1800
Neuankömmlinge, laut Statisti-
schem Bundesamt wurden 1528
erfasst.
Aussiedlervereinigungen wie

auch Vertreter der Politik hatten
geltend gemacht, dass die strikte
Voraussetzung von Deutsch-
kenntnissen in vielen Fällen zu
unbilligen Härten führte. Älteren
Menschen oder Personen aus
ländlichen Gebieten oder mit we-
nig Bildungserfahrung bezie-
hungsweise aus bildungsfernen
Schichten sei der Spracherwerb im
Ausland oft nicht möglich, argu-
mentierten etwa die Grünen im
Bundestag. Familienangehörige
seien daher häufig gar nicht in der
Lage, die für den Nachzug erfor-
derlichen Deutschkenntnisse zu
erwerben.
Seit einer daraufhin erfolgten

Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes im Herbst 2013 steigt
die Zahl der einreisenden Spät-
aussiedler wieder, nun bereits im
zweiten Jahr. Das Lager Fried-
land ist für die Aufnahme von rund
700 Menschen konzipiert. In die-
sem Jahr war die Einrichtung we-
gen der vielen Flüchtlinge teil-
weise vierfach überbelegt. Die
Zahl der Asylbewerber, die in die-
sem Jahr im Lager Friedland das
Aufnahmeverfahren durchlaufen,
liegt laut Leiter Hörnschemeyer
mit etwa 20 000 deutlich höher als
die der Aussiedler. dpa/nd


